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Für die ältesten Christen ergab sich aus dem Öffentlichkeitsanspruch des Evangeliums die Weigerung, sich dem offiziellen römischen Staatskult zu unterwerfen; deshalb galten sie als Gottlose, als Atheisten. Umso erstaunlicher ist es, dass das Christentum seit dem vierten Jahrhundert ein beträchtliches Erbteil der römischen Staatsreligion übernommen hat. Denn die „Bekehrung“ des Kaisers Konstantin ist nichts anderes als die biographische Darstellungsform dafür, dass der christliche Glaube zur öffentlichen Religion - zum »cultus publicus« - erhoben wurde. Diese neue öffentliche Stellung zeigt sich zuerst in dem veränderten Charakter der Kirchenbauten, die auf Konstantins Veranlassung errichtet wurden. Sie waren nun nicht mehr Vereinskirchen, sondern Basiliken, also öffentliche Bauwerke. Seitdem gilt die Gestaltung der Kirchenbauten, in späteren Jahrhunderten vor allem ihre Ausstattung mit Türmen und Glocken, als besonders wichtiges Zeichen für den öffentlichen Charakter des Gottesdienstes und für den öffentlichen Auftrag der Kirche.
Die konstantinische Wende hatte also zwei höchst gegensätzliche Folgen - doch wie nahe lagen diese beieinander! Die Erklärung zur Staatsreligion widersprach dem Wesen des christlichen Glaubens; die" Veröffentlichung des Gottesdienstes« aber entsprach dem universalen Geltungsanspruch des Evangeliums. Die Verwendung des Christentums zur Rechtfertigung politischer Machtausübung machte den christlichen Glauben zur »politischen Religion«; doch hinter das Bewusstsein, dass die Christen und die Kirchen kraft der Öffentlichkeit des Gottesdienstes auch politische und gesellschaftliche Verantwortung tragen, kann man nicht zurückkehren. 

Die konstantinische Wende ist insbesondere eine Wende im Verhältnis zwischen Kirche und Staat. Die Distanz der Kirchen zum Staat wurde durch eine Staatsverbundenheit der Kirchen abgelöst, die auch und gerade dann prägend war, wenn in den folgenden Jahrhunderten schwere Konflikte zwischen diesen beiden Mächten ausbrachen. Diese Staatsverbundenheit wirkte sich tief auf das Selbstverständnis der Kirchen aus. Die Darstellungen der Kirche in der bildenden Kunst zeigen dies besonders eindringlich: Die Kirche wird nun als Herrscherin dargestellt. Erst durch die Nähe der Kirche zur staatlichen Gewalt wird es denkbar, dass die Kirche vor allem anderen als die Inhaberin von Herrschaftspositionen betrachtet wird. 

Von einer "Staatsverbundenheit« der Kirche kann grundsätzlich in einem doppelten Sinn die Rede sein; denn sie kann entweder auf einem Vorrang der Kirche oder auf einem Vorrang des Staats beruhen. Wir wollen uns beide Möglichkeiten - wenn auch in schematischer Verkürzung - deutlich machen. 
Der Vorrang der Kirche kann die Gestalt der »Theokratie« annehmen, in der Kirche und Staat identisch sind; er kann aber auch in der Gestalt des » Kirchenstaats« auftreten, in dem die kirchlichen Würdenträger die Herrschaft über einen rechtlich betrachtet selbständigen Staat innehaben; und er kann schließlich als »Klerikalismus« in Erscheinung treten, also als dauerhafter Anspruch auf die politische Durchsetzung kirchlicher Prinzipien und Ansprüche. 

Der staatliche Vorrang kann entweder als »Cäsaropapismus« ausgeprägt sein, in dem die politische Herrschaft mit der Leitung der Kirche zusammenfällt. Eine besondere, so nur im Protestantismus ausgebildete und bis zum Jahr 1918 praktizierte Form der Verbindung von Staat und Kirche ist das »landesherrliche Kirchenregiment«, in dem der Landesfürst zugleich die Stellung eines evangelischen Bischofs innehat. Der staatliche Vorrang kann ferner die Gestalt des Staatskirchentums annehmen, in dem das Handeln der Kirchen staatlichen Zwecken dienstbar gemacht wird (»cultus publicus«), die Kirchen aber zugleich durch besondere staatliche Privilegien begünstigt sind 

In der geschichtlichen Entwicklung des Verhältnisses zwischen politischer und kirchlicher Macht wurden immer wieder Versuche unternommen, zu einer Koordination zwischen Staat und Kirche zu gelangen, das jeweilige Streben nach Vorrang also durch eine Gleichgewichtsordnung zu überwinden. In der Neuzeit wurde diese Koordination entweder durch eine Verfassungsgarantie in die Wege geleitet, die die Selbständigkeit der Kirchen in der Verwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten anerkannte; oder sie wurde durch Konkordate, also durch Verträge zwischen Staat und Kirche, befestigt. Beide Wege können auch - wie in der Bundesrepublik Deutschland - miteinander verbunden werden. Ein solches Koordinationssystem verträgt sich mit der Erklärung, Staat und Kirche seien voneinander getrennt. Denn es verbindet wechselseitige rechtliche Unabhängigkeit mit wechselseitiger Förderung. 
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Die Gefahren, die sich aus diesen verschiedenen Gestaltungsformen ergeben, sind offenkundig: Die staatsverbundenen Kirchen stehen in der Gefahr kritikloser Anpassung; die staatsdistanzierten Kirchen stehen in der Gefahr der Beziehungslosigkeit, die leicht in Anpassung umschlagen kann. Kein Modell für das Verhältnis der Kirche zu Gesellschaft und Staat enthält die Garantie in sich, dass die Kirchen ihre produktive Differenz zu Staat und Gesellschaft zur Geltung bringen, dass sie die befreiende Botschaft des Evangeliums deutlich verkündigen, dass sie mit ihrer gesamten Existenzform Zeugnis von der Herrschaft Jesu Christi ablegen. 

Blickt man auf die Stellung der Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland, so wird man das Element der Staatsverbundenheit stärker finden als das Element der Distanz zum Staat; demgemäß ist die Gefahr der Anpassung in ihnen stärker ausgeprägt als die Gefahr der Beziehungslosigkeit. 
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Die Richtung, die Tendenz des kirchlichen Zeugnisses gegenüber Politik und Gesellschaft ergibt sich aus dem, was die Kirche zu verkündigen hat. Die öffentliche Verkündigung ist Kern, Ausgangspunkt und Kriterium für alles öffentliche Handeln der Kirche. Dennoch nimmt dieses öffentliche Handeln von Anfang an höchst vielfältige Formen an - auch Formen, die den Ausgangspunkt selbst verdunkeln. Diese Handlungsformen sind maßgeblich dadurch geprägt, wie das Verhältnis der Kirche zu den öffentlichen Gewalten, zum Staat geordnet ist. Deshalb rufen wir uns in einigen knappen Zügen die grundlegenden Typen des Verhältnisses von Staat und Kirche in Erinnerung. 
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